
Iichen Schulung durchgeführt werden, beste­

hen die Aussiedlerfrauen aufgrund unzurei­

chender Kenntnis der deutschen Sprache -

vor allem bei anspruchsvolleren Qualifizie­

rungsmaßnahmen - oft nicht. 

In kaufmännischen Berufen, wie Industrie­

kauffrau, war keine Aussiedlerfrau zu finden. 

Steuerfachkräfte hatten aufgrundihrer-auch 

nach der Qualifizierungsmaßnahme - unzu­

reichenden mündlichen Ausdrucksweise, 

nach Abschluß der Umschulungsmaßnahme 

Schwierigkeiten, eine adäquate Stelle zu fin­

den. Wahlmöglichkeiten, sich in einen be­

rufsverwandten Beruf umschulen zu lassen, 

hatten die Probandinnen nicht. Qualifizie­

rungsmaßnahmen, für die auf dem Arbeits­

markt Nachfrage besteht, müssen auch dann 

akzeptiert werden, wenn sie eine berufliche 

Herabstufung mit sich bringen. 

Die Sprachprobleme stellten sich bei jeder 

der untersuchten Qualifizierungsmaßnahmen 

gravierend heraus. Bei den genannten För­

derrnaßnahrnen handelt es sich nicht um spe­

zielle Schulungen für Aussiedler, sondern um 

Maßnahmen, die auch für andere Teilnehmer 

(Einheimische, Ausländer, Kontingentflüch­

tige usw.) gedacht sind. Alle Teilnehmerinnen 

werden in einer Gruppe gemeinsam geschult 

und müssen dem Unterricht folgen können. 

Jedoch nicht jede Aussiedlerfrau war direkt 

nach einem sechsmonatigen Sprachkurs 

sprachlich in der Lage, in eine Qualifizie­

rungsmaßnahme einzusteigen; vor allem 

fehlte der fachliche Wortschatz. Die für die 

berufliche Qualifizierung Verantwortlichen 

bestätigen, daß die Aussiedlerfrauen nach 

Abschluß eines Sprachkurses die deutsche 

Sprache viel zu wenig beherrschen und ha­

ben deshalb in den späteren Qualifizierungs­

maßnahmen große Schwierigkeiten, den Do­

zenten und, was noch schlimmer ist, die Prü­

fungsaufgaben zu verstehen. Folglich gab es 

eine ganze Reihe von Aussiedlerfrauen, die 

die begonnene Maßnahme vorzeitig abbra­

chen oder die Prüfung nicht bestanden. So 

betrug zum Beispiel die Abbruchquote bei 

Friseurinnen 23 Prozent und bei Gastro­

nomiefachkräften sogar 24 Prozent. Eine 

Chance auf Sprachwiederholung nach dem 

Ausbildungsförderungsgesetz gibt es nicht. 

Seit 1989 sind schrittweise die bis dahin ge­

gebenen Förderrnöglichkeiten der Bundesan­

stalt für Arbeit durch verschiedene Gesetze 

eingeschränkt worden. Diese Einschränkun­

gen beeinträchtigen die bisherigen Erfolgs­

aussichten der beruflichen Integration von 

Aussiedlern, vor allem Aussiedlerfrauen. 
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Neue Ergebnisse 
zu den betrieblichen 
Ausbildungskosten 

Richard von Bardeleben, 

Ursula Beicht 

Aktuelle Angaben zu den Kosten der 

betrieblichen Berufsausbildung in 

Deutschland werden ständig von na­

tionaler und internationaler Seite 

nachgefragt. Die letzte repräsentati­

ve Untersuchung der Ausbildungsko­

sten führte das Bundesinstitut für 

Berufsbildung (BIBB) bezogen auf 

das Jahr 1991 für die Bereiche Indu­

strie und Handel sowie Handwerk in 

Westdeutschland durch. Nun hat das 

BIBB auf der Grundlage der 91er Da­

ten eine Fortschreibung der Ausbil­

dungskosten auf den Stand 1995 

vorgenommen. 1 Zentrale Ergebnisse 

der Fortschreibung werden im Rah­

men dieses Beitrags vorgestellt. 

Ausgangslage 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt kam eine er­

neute Repräsentativuntersuchung der be­

trieblichen Ausbildungskosten aus for­

schungsökonomischen Gründen noch nicht 

in Betracht. Der hohe finanzielle Aufwand 



einer weiteren Repräsentativerhebung ist erst 

in einigen Jahren wieder zu rechtfertigen, 

wenn die dann zwischenzeitlich eingetrete­

nen strukturellen Veränderungen des Ausbil­

dungsgeschehens eine solche unabdingbar 

erscheinen lassen. In der Vergangenheit wur­

den - seit der erstmaligen repräsentativen 

Studie der Sachverständigenkommission Ko­

sten und Finanzierung der beruflichen Bil­

dung Anfang der 70er Jahre- entsprechende 

Erhebungen der betrieblichen Ausbildungs­

kosten etwa im Zehn-Jahres-Rhythmus 

durchgeführt. 

Bei der Fortschreibung der Ausbildungsko­

sten 1991 auf den Stand 1995 konnte von der 

begründeten Annahme ausgegangen werden, 

daß im betreffenden Zeitraum die kostenrele­

vanten Faktoren der betrieblichen Ausbil­

dung unter strukturellen Gesichtspunkten 

weitgehend unverändert geblieben sind. Die­

ses ermöglichte, die Ausbildungskosten für 

1995 mittels differenzierter Inflatoren ge­

trennt für jede Kostenart neu zu berechnen. 

Entsprechend der 91er Untersuchung wurde 

bei der Fortschreibung nach Voll- und Teilko­

sten unterschieden. Der Unterschied zwi­

schen beiden Kostenbetrachtungen ist kurz 

skizziert folgender: Bei dem Vollkostenan­
satz wird der gesamte für den Ausbildungs­

prozeß benötigte Einsatz an Personen und 

Sachmitteln erfaßt und bewertet. Hierfür 

werden über die unmittelbar durch die Aus­

bildung verursachten Kosten hinaus der Aus­

bildung bestimmte Kostenanteile rein kalku­

latorisch zugerechnet. Diese Kosten (vor al­

lem die anteiligen Personalkosten der neben­
beruflichen Ausbilder) würden dem Betrieb 

in gleicher Höhe auch dann entstehen, wenn 

er nicht ausbildete; für die Entscheidung, ob 

ein Betrieb ausbildet oder nicht, sind sie 

weitgehend unbedeutend. Der Teilkostenan­
satz bezieht demgegenüber ausschließlich 

die Kosten ein, die für den Betrieb eine reale 

zusätzliche finanzielle Belastung durch die 

Ausbildung bedeuten und somit entschei­

dungsrelevant sind; die der Ausbildung nur 

kalkulatorisch zugerechneten Kosten fallen 

aus dieser Betrachtung heraus. 

Die auf Vollkostenbasis errechneten Ausbil­

dungskosten sind insbesondere heranzuzie­

hen, wenn es um die Fragen geht: In wel­

chem Umfang wendet die Privatwirtschaft 

Ressourcen für die berufliche Ausbildung 

auf? Wie sind die Bildungsaufwendungen in 

Deutschland im internationalen Vergleich 

einzuordnen? Keinen Aufschluß geben die 

Vollkosten dagegen darüber, wie stark die 

Betriebe durch die Berufsausbildung tatsäch­

lich finanziell belastet sind; dieses drücken 

vielmehr die nach dem Teilkostenansatz er­

mittelten Ausbildungskosten aus. 

Kostenstruktur 1995 

Die nach dem Vollkostenprinzip ermittelten 

Bruttokosten betrugen 1995 im Gesamt­

durchschnitt 34 985 DM pro Auszubildenden 

und Jahr. Die Personalkosten der Auszubil­

denden (Ausbildungsvergütungen sowie ge­

setzliche, tarifliche und freiwillige Soziallei­

stungen) nahmen mit 17 733 DM die Hälfte 

(51 Prozent) der Bruttokosten ein. Auf die 

Kosten des Ausbildungspersonals (hauptbe­

rufliche, nebenberufliche und externe Ausbil­

der) entfiel mit 13 467 DM ein Anteil von 38 

Prozent der Bruttokosten. Anlage- und Sach­

kosten (I 090 DM) und sonstige Kosten der 

Ausbildung (2 695 DM) spielten mit drei 

Prozent bzw. acht Prozent nur eine unterge­

ordnete Rolle. 

Die bewerteten produktiven Leistungen der 

Auszubildenden, als Ausbildungserträge be­

zeichnet, erreichten 1995 im Gesamtdurch­

schnitt eine Höhe von 13 528 DM. Nach Ab­

zug der Erträge von den Bruttokosten erga­

ben sich Nettokosten von 21 458 DM pro 

Auszubildenden und Jahr (Vollkosten). 

In Industrie und Handellagen die Bruttovoll­

kosten bei durchschnittlich 37 301 DM. Die 

Auszubildenden erwirtschafteten Erträge in 

Höhe von 13 137 DM, demzufolge sich die 

Nettovollkosten auf 24 165 DM beliefen. Im 

Handwerk waren bei der Vollkostenbetrach­

tung Bruttokosten von 30 165 DM, Erträge 

von 14 342 DM und Nettokosten von 15 824 

DM zu verzeichnen. Als Gründe für die im 

Vergleich zum Handwerk deutlich höheren 

Kosten in Industrie und Handel sind die hö­

heren Ausbildungsvergütungen, die umfang­

reicheren tarifvertragliehen und freiwilligen 

Sozialleistungen für die Auszubildenden, das 

höhere Lohn- und Gehaltsniveau des Ausbil­

dungspersonals und die in größeren Indu­

strieunternehmen verbreitete Lehrwerkstatt­

ausbildung anzuführen. 

Die Berechnungen nach dem Teilkostenprin­
zip führten für 1995 zu folgenden Ergebnis­

sen: Im Gesamtdurchschnitt lagen die Brut­

toteilkosten bei jährlich 21 674 DM pro Aus­

zubildenden. Der Anteil der Personalkosten 

der Auszubildenden betrug 82 Prozent der 

Bruttoteilkosten. Durch den Wegfall der Ko­

sten der nebenberuflichen Ausbilder bei die­

ser Betrachtung reduziert sich der Anteil der 

Ausbilderkosten - hierbei handelt es sich 

dann ausschließlich um die Kosten von 

hauptberuflichem oder externem Ausbil­

dungspersonal-auf sieben Prozent der Brut­

toteilkosten. Ähnliche Anteile sind für die 

Anlage- und Sachkosten (fünf Prozent) und 

sonstigen Kosten (sechs Prozent) festzustel­

len. Werden die Erträge, die bei beiden Ko­

stenbetrachtungsweisen identisch sind, von 

den Bruttoteilkosten abgezogen, so ergeben 

sich Nettoteilkosten in Höhe von 8 146 DM. 

In Industrie und Handel betrugen die Brutto­

kosten nach dem Teilkostenansatz 24 164 

DM und die Nettokosten 11 028 DM. Im 

Handwerk waren sowohl die Bruttoteilkosten 

(16 491 DM) als auch die Nettoteilkosten 

(2 149 DM) erheblich niedriger. Der Anteil 

der Personalkosten der Auszubildenden an 

den Bruttoteilkosten erreichte in Industrie 

und Handel 79 Prozent und im Handwerk so­

gar 90 Prozent. Dies erklärt, daß sich die seit 

einiger Zeit heftig geführte Diskussion um 
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die - vor allem nach Auffassung der Wirt­

schaft - zu hohen Ausbildungskosten stark 

auf die Ausbildungsvergütungen konzentriert 

und vielfach ein Einfrieren oder sogar Ab­

senken dieser gefordert wird. 

Kostenentwicklung von 1991 bis 1995 

Die auf Vollkostenbasis errechneten Brutto­

ausbildungskosten stiegen im Gesamtdurch­

schnitt von 1991 bis 1995 um 18 Prozent an 

und die Erträge um 16 Prozent. Die Nettoko­

sten als Saldo von Bruttokosten und Erträgen 

erhöhten sich um 20 Prozent. Der stärkere 

Anstieg der Bruttokosten im Vergleich zu den 

Erträgen ist auf die Anhebung der Ausbil­

dungsvergütungen im betreffenden Zeitraum 

zurückzuführen. Diese nahmen deutlich 

mehr zu als die Löhne und Gehälter, die bei 

den produktiven Leistungen der Auszubil­

denden den Bewertungsmaßstab bilden. 

Eine beträchtliche Erhöhung der Ausbil­

dungsvergütungen gab es 1992, als die Aus­

bildungsplatzsituation in Westdeutschland 

noch von einem Angebotsüberhang von über 

20 Prozent, also vielfach sogar von einem 

Auszubildendenmangel, gekennzeichnet war. 

Die tariflichen Ausbildungsvergütungen 

wurden in jenem Jahr um durchschnittlich 

9,4 Prozent angehoben. Mit der zunehmen­

den Verschlechterung der Angebots-Nach­

frage-Relation in den nachfolgenden Jahren 

ging dann die Steigerungsrate der Ausbil­

dungsvergütungen drastisch zurück; sie be­

trug in den alten Ländern zuletzt ( 1996) nur 

noch 1,8 Prozent. Daher ist für die nächsten 

Jahre- ab 1996- mit einem weitaus geringe­

ren Anstieg der Ausbildungskosten zu rech­

nen als in der hier betrachteten Zeitspanne 

von 1991 bis 1995, zumal auch bei den Löh­

nen und Gehältern von einer äußerst zurück­

haltenden Tarifentwicklung auszugehen ist. 

In Industrie und Handel nahmen die Brutto­

kosten (Vollkosten) von 1991 bis 1995 um 

durchschnittlich 17 Prozent zu, die Erträge 

um 16 Prozent und die Nettokosten um 18 

Prozent. Im Handwerk erhöhten sich die 

Bruttovollkosten um 21 Prozent, die Erträge 

dagegen nur um 14 Prozent; dementspre­

chend war bei den Nettokosten sogar ein An­

stieg um 28 Prozent zu verzeichnen. Die Ab­

weichungen zwischen den beiden Bereichen 

sind folgendermaßen zu erklären: Im Hand­

werk wurden die Ausbildungsvergütungen 

im Vergleich zu Industrie und Handel deut­

lich stärker angehoben, dagegen fiel der 

Lohn- und Gehaltsanstieg geringer aus. 

Bei den Teilkosten zeigte sich folgende Ent­

wicklung: Im Gesamtdurchschnitt erhöhten 

sich die Bruttokosten um 20 Prozent und die 

Nettokosten sogar um 29 Prozent. In Indu­

strie und Handellag der Anstieg der Brutto­

kosten mit 18 Prozent nur leicht unter dem 

der Nettokosten mit 20 Prozent. Anders im 

Handwerk: Hier waren 1995 die Brutto­

kosten um 27 Prozent höher als 1991, und 

die Nettokosten erreichten sogar mehr als das 

Fünffache des 91er-Wertes, der mit 399 DM 

aber sehr niedrig gewesen war. Damit wird 

deutlich, daß die starke Erhöhung der Ausbil­

dungsvergütungen im Handwerk dazu ge­

führt hat, daß für die Betriebe auch hier eine 

-im Vergleich zu Industrie und Handel aller­

dings relativ geringe - unmittelbare Kosten­

belastung durch die Ausbildung spürbar wur­

de. 

Hochrechnung 1995 

Die Gesamtkosten, die die Privatwirtschaft 

für die betriebliche Berufsausbildung im Jahr 

1995 in Westdeutschland aufwendete, kön­

nen auf der Basis der nach dem Vollkosteu­

ansatz pro Auszubildenden ermittelten 

durchschnittlichen Brutto- und Nettokosten 

errechnet werden. Bezogen nur auf die unter­

suchten Bereiche Industrie und Handel sowie 

Handwerk - insgesamt gab es hier 1995 in 

den alten Ländern rund eine Mio. Auszubil­

dende- ergeben sich Bruttokosten von insge­

samt 35,1 Mrd. DM und Nettokosten von 
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21,0 Mrd. DM. Werden darüber hinaus auch 

die in der 91er-Untersuchung nicht erfaßten 

Ausbildungsbereiche Landwirtschaft und 

Freie Berufe berücksichtigt, so sind für die 

dann insgesamt zu verzeichnenden 1,2 Mio. 

Auszubildenden die Gesamtbeträge auf 40,8 

Mrd. DM bei den Bruttokosten und 24,4 

Mrd. DM bei den Nettokosten zu beziffern. 

Die Ausbildungskosten des Öffentlichen 

Dienstes sind in dieser Rechnung nicht ent­

halten. Gegenüber dem Jahr 1991 , in dem 

sich die Gesamtaufwendungen der Privat­

wirtschaft bei den Bruttokosten auf rund 40 

Mrd. und bei den Nettokosten auf 24 Mrd. 

DM beliefen, ist damit nur eine leichte Erhö­

hung festzustellen. Dieses ist auf den Rück­

gang der Auszubildendenzahlen von 1991 bis 

1995 in Westdeutschland zurückzuführen. 

Probleme bei einem internationalen 
Vergleich der Bildungskosten 

Ein hohes Interesse an fundierten Angaben 

über die Bildungskosten besteht bei interna­

tionalen Vergleichen. Gesamtzusammenstel­

lungen der Bildungsausgaben in Deutschland 

wurden in der Vergangenheit vor allem von 

der OECD vorgenommen. 2 Eine vollständige 

Erfassung der Aufwendungen für sämtliche 

Bildungsbereiche ist jedoch wegen des sehr 

heterogenen Bildungswesens in Deutschland 

sehr schwierig. Die zur Verfügung stehenden 

Daten sind zum einen kaum vergleichbar und 

zum anderen lückenhaft. Dies liegt an der un­

terschiedlichen Erfassung des Bildungsauf­

wands: Vor allem im öffentlichen Sektor wer­

den auf der Basis des kameralistischen Rech­

nungssystems Ausgaben nachgewiesen, im 

Wirtschaftssektor dagegen im Rahmen des 

kaufmännischen Rechnungswesens Kosten 

ermittelt. 

Das Statistische Bundesamt, das derzeit an 

der Entwicklung einer Gesamtkonzeption ar­

beitet, auf deren Grundlage eine Erfassung 

aller Bildungsaufwendungen erfolgen solP, 

steht hier vor einem nur schwer lösbaren Pro­

blem. 



Für den Bereich der betrieblichen Berufsaus­

bildung, die schwerpunktmäßig in den Be­

trieben von Industrie, Handel und Handwerk 

stattfindet, erfolgt keine regelmäßige, umfas­

sende statistische Erfassung der Kosten, son­

dern hier kann nur auf repräsentative Erhe­

bungen zurückgegriffen werden. Da solche 

Untersuchungen mit einem sehr hohen finan­

ziellen und zeitlichen Aufwand verbunden 

sind, können sie nur in großen Abständen er­

folgen. In der Zwischenzeit müssen - soweit 

dies möglich und vertretbar ist- Fortschrei­

bungen der Erhebungsdaten vorgenommen 

werden. Dieses hat das BIBB mit seiner jetzt 

vorgelegten Fortschreibung der für 1991 er­

hobenen Ausbildungskosten auf den Stand 

1995 zu leisten versucht. 

Werden die vom BIBB ermittelten Ergebnis­

se zu den Ausbildungskosten für internatio­

nale Vergleiche herangezogen, so sind unter 

anderem folgende Punkte zu beachten: 

• Es sind die nach dem Vollkostenansatz er­

mittelten Bruttoausbildungskosten zu ver­

wenden, da nur sie mit den Kosten der im 

Ausland in der Regel üblichen schulischen 

Berufsausbildung vergleichbar sind. 

• Die Ergebnisse können insbesondere für 

den Bereich des öffentlichen Dienstes nicht 

ohne weiteres angenommen werden. Hierauf 

sind die Gegebenheiten in den Ausbildungs­

betrieben von Industrie, Handel und Hand­

werk, die in der BIBB-Studie untersucht 

wurden, kaum übertragbar. 

• Die ermittelten Ausbildungskosten können 

nicht auf die neuen Bundesländer übertragen 

werden. Es liegen nicht genügend Anhalts­

punkte dafür vor, ob und inwieweit sich dort 

die kostenrelevanten Faktoren der Ausbil­

dung möglicherweise von denen in West­

deutschland deutlich unterscheiden. 4 

Für den Bereich der betrieblichen Berufsaus­

bildung müssen daher die Gesamtaufstellun­

gen der Kosten derzeit noch lückenhaft blei­

ben. Dieses kann sich erst durch Zusatzerhe­

bungen oder eine umfassende neue repräsen­

tative Untersuchung der betrieblichen Aus­

bildungskosten in Deutschland ändern. 
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Der Übergang von der 
Ausbildung in die 
Beschäftigung: Aktuelle 
Erfahrungen von dual 
ausgebildeten Kaufleuten 
aus Sachsen 

Susan Lötsch, Heidrun Tuschke, 

Joachim Gerd Ulrich 

Der Übergang von der Ausbildung in 

Beschäftigung gestaltet sich für ei­

nen größeren Teil der ostdeutschen 

Fachkräfte weiterhin schwierig. Im 

Jahr 1996 meldeten sich in den fünf 

ostdeutschen Ländern {ohne Berlin) 

48 300 Personen aus betrieblicher 

Ausbildung arbeitslos, von denen et­

wa 42 200 ihre Ausbildung erfolg­

reich abgeschlossen hatten {vgl. 

Abb.). Die Gesamtzahl aller erfolgrei­

chen Prüfungsteilnehmer nach dua­

ler Ausbildung betrug im selben Jahr 

93 000 {ohne externe Prüflinge). Die 

Arbeitsämter rechnen zu den Perso­

nen, die sich nach betrieblicher Aus­

bildung arbeitslos melden, nicht nur 

Absolventen aus anerkannten Aus­

bildungsberufen, sondern zum Bei­

spiel auch Referendare, Lehramts­

anwärter und Volontäre. Insgesamt 

dürfte 1996 etwa ein Drittel der jun­

gen Fachkräfte, die in den neuen 

Bundesländern ihre duale Ausbil­

dung erfolgreich beendeten, unmit­

telbar nach Lehrabschluß arbeitslos 

geworden sein. 

Einflußfaktoren auf die berufliche 
Entwicklung nach Ausbildungsende 

Art und Verlauf des Übergangs von der Aus­

bildung in die Beschäftigung werden sehr 

stark von der Ausbildungsform (betrieblich/ 

außerbetrieblich) und vom jeweiligen Aus­

bildungsberuf bestimmt. Dies zeigt eine ak­

tuelle Untersuchung, die Ende März 1997 

von der Technischen Universität Dresden mit 

Unterstützung der Industrie- und Handels­

kammern des Freistaates, dem Sächsischen 

Ministerium für Wirtschaft und Arbeit und 

dem Bundesinstitut für Berufsbildung durch­

geführt wurde. Befragt wurden über 700 

kaufmännisch ausgebildete Fachkräfte aus 

acht Berufen, die 1996 ihre Ausbildung in 

Sachsen erfolgreich abgeschlossen hatten. 

Zu ihnen zählten Bank-, Versicherungs-, In­

dustrie-, Einzelhandels-, Groß- und Außen­

handels-, Bürokaufleute, Kaufleute für Büro­

kommunikation und Verkäufer. Im Durch­

schnitt waren mehr als acht Monate seit dem 

Ende der Ausbildung vergangen. 

Während 68 Prozent der außerbetrieblich 

ausgebildeten Kaufleute unmittelbar nach 

Lehrende arbeitslos wurden, betrug die Quo­

te bei den Absolventen aus den Betrieben le­

diglich 25 Prozent. Entscheidender Vorteil 

der betrieblich ausgebildeten Fachkräfte war 

ihre Chance, von ihrem Ausbildungsbetrieb 

übernommen zu werden: 43 Prozent wurde 

ein unbefristeter und weiteren 26 Prozent zu-
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